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Einstiegshilfe in den kommunalen Klimaschutz

 
A Motivation

Rund 40 % des deutschen Endenergieverbrauchs und ein Drittel der CO2-Emissionen entstehen im Gebäudebereich. Hier können 
Kommunen mit entsprechenden Vorgaben in Kaufverträgen Standards für den Bau energieeffizienter Gebäude bei Verkauf von 
kommunalem Bauland setzen. Über eine sorgfältige Bebauungsplanung kann auch die Nutzungsmöglichkeit erneuerbarer Ener- 
gien gezielt verbessert werden.

Damit kommt die Kommune dem Bedürfnis vieler – auch gewerblicher – Bauherren entgegen, die verstärkt auf die Ressourcen-
effizienz und Klimaverträglichkeit ihrer Immobilien achten.

Im Bestand können Kommunen vor allem durch Anreizmodelle dazu beitragen, dass die energetische Sanierung vor Ort voran 
kommt. Hier lassen sich beispielsweise ästhetische Anforderungen an eine Ortskernsanierung mit energetischen Anforderungen 
kombinieren.

n Zusammenfassung für schnelle Leser

 
B Was die Kommunalpolitik beachten sollte

Energiestandards vorgeben und die Umsetzung honorieren 

Umsetzungsschritte

»» Beschließen Sie im Kommunalparlament, dass in allen zukünftigen Kaufverträgen zum Erwerb kommunalen Baulandes 	
zwischen der Kommune und Privatpersonen ein definierter Energiestandard verbindlich festgeschrieben wird. Die Standards 
sollten auch für Erschließungsträger gelten.

»» Lassen Sie sich zur Festlegung des Energiestandards Vorschläge aus Ihrer Kommunalverwaltung unterbreiten und dies-	
bezüglich von einer regionalen Energieagentur beraten.

»» Je nach kommunaler Finanzsituation entscheidet das Kommunalparlament über die Möglichkeiten der finanziellen  
Förderung von Bauherren, die in Kaufverträgen fixierte Energiestandards einhalten.

»» 	Eine finanziell überschaubare Fördermöglichkeit besteht in Beratungsleistungen für Bauherren in der Planungs- und  
Bauphase z. B. durch eine unabhängige Energieagentur. 

C Was die Kommunalverwaltung beachten sollte

Energiestandards vorgeben und die Umsetzung honorieren 

Umsetzungsschritte

»» Gestalten Sie beim Verkauf von kommunalem Bauland Verträge im Sinne des Klimaschutzes aus. Durch die Bauherren 		
einzuhaltende energetische Standards für den Neubau oder die Wärmegewinnung aus erneuerbaren Energien über den  
jeweils gültigen gesetzlichen Standard von EnEV und EEWärmeG hinaus können in privatrechtlichen Kaufverträgen bzw. 		
städtebaulichen Verträgen nach § 11 BauGB festgeschrieben werden.

»» 	Schaffen Sie Anreize für die Einhaltung der vorgegeben Standards, z. B. durch die Vergabe zinsloser Kredite durch die  
Kommune oder einen Preisnachlass auf den Grundstückspreis.

»» 	Lassen Sie die Einhaltung der Standards durch ein Ingenieurbüro prüfen. Bei Nichteinhaltung von Standards wird die  
Förderzusage unwirksam.

Bürgerinnen und Bürger die Dringlichkeit von Gebäudesanierungen veranschaulichen und Beratung 
ermöglichen

Umsetzungsschritte

»» 	Dokumentieren Sie Schwachstellen an kommunalen und privaten Gebäuden. Mit einer jährlichen Thermografieaktion, die 	
von lokalen Stadtwerken, dem kommunalen Energiemanager oder einem beauftragten Ingenieurbüro durchgeführt werden 	
kann, lassen sich Schwachstellen an Gebäuden identifizieren.
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»» 	Kooperieren Sie mit Beratungseinrichtungen, um eine Sanierungsberatung anbieten zu können.

	 Beispielsweise in Zusammenarbeit mit Einrichtungen der Landesverbraucherzentralen können die Kommunen Angebote  
einer regelmäßigen Energieberatung vor Ort schaffen.

	

D Detailfragen

»» Welcher energetische Standard als Vorgabe in Kaufverträge aufgenommen wird, ist mit den Fachleuten der Bauverwaltung bzw. 
in Stadtplanungsämtern zu klären. Beratend können regionale Energieagenturen in die Entscheidungsfindung einbe-	
zogen werden.

»» 	Inwieweit es Kommunen mit Haushaltssicherungskonzept möglich ist, finanzielle Anreize für Bauherren zur Einhaltung von 	
Standards zu setzen, muss im Einzelfall entschieden werden.
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Einstiegshilfe in den kommunalen Klimaschutz

n A Motivation
 
Rund 40 % des Endenergieverbrauchs und ein Drittel der CO2-Emissionen in Deutschland entstehen im Gebäudebereich. Hier 
können Kommunen mit entsprechenden Vorgaben in Kaufverträgen Standards für den Bau energieeffizienter Gebäude bei Verkauf 
von kommunalem Bauland setzen. Über eine sorgfältige Bebauungsplanung kann auch die Nutzungsmöglichkeit erneuerbarer 
Energien gezielt verbessert werden.

Damit kommen Sie dem Bedürfnis vieler Bauherren entgegen, Ressourcen- und Energieeffizienz in die Gebäudeplanung einzube-
ziehen und in der Bauphase auch umzusetzen.

Mit ambitionierten Regelungen für die Umsetzung von Gebäudeenergieeffizienz und den Einsatz erneuerbarer Energien im  
Rahmen der Bauleitplanung, sowie Sanierungsprojekten für den Gebäudebestand beschreiten Kommunen nachwievor Neuland,  
so dass sie sich bundesweiter Beachtung sicher sein können.

n Einführung
 
Gebäudebezogene Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz haben eine hohe Klimaschutzwirkung. Die kommunale  
Planungshoheit ist ein gewichtiges Pfund, mit dem Städte und Gemeinden auch in puncto Klimaschutz wuchern können.  
In der Novelle des Baugesetzbuches (BauGB) aus dem Jahr 2011 wurden die Prämissen hinsichtlich des Klimaschutzes in der 
Bauleitplanung gegenüber dem EAG Bau aus dem Jahr 2004 deutlich präzisiert. Kommunen sollten dadurch eine größere rechtli-
che Sicherheit erhalten.

Der Stellenwert des Klimaschutzes in der Bauleitplanung ist durch weitere Baurechtsnovellen seit 2011 (letztmalig 2014) bestätigt 
worden. Für viele Kommunen besteht allerdings nachwievor Rechtsunsicherheit, wie konkret und verbindlich die Festsetzungen 
in rechtskräftigen Bauleitplänen (Flächennutzungsplan als vorbereitender Bauleitplan, Bebauungsplan als verbindlicher Bauleit-
plan) im Rahmen des BauGB getroffen werden können. Dies gilt sowohl für energetische Optimierung von Siedlungen zur besseren 
Nutzung erneuerbarer Energien als auch besonders für die Vorgabe energetischer Gebäudestandards. Viele Kommunen scheuen davor 
zurück, konkrete Festsetzungen zu treffen, weil sie die Befürchtung hegen, sich im Ergebnis einem aufwändigen und eventuell mit 
Folgekosten verbundenen Normenkontrollverfahren durch die zuständige Kommunalaufsicht unterziehen zu müssen.

Das (Durch)StarterPaket bietet Einstiegsmöglichkeiten an, wie Kommunen im Rahmen der Bauleitplanung und darüber hinaus 
eine klimaschonende Siedlungsentwicklung beeinflussen und ermöglichen können. Weitaus schwieriger ist es, die energetische 
Sanierung bestehender Gebäude über die Bauleitplanung zu regeln. Im Gebäudebestand allerdings liegt im Vergleich mit dem 
Neubau das weitaus höhere Einsparpotenzial. Hier können die Kommunen ihre Einwohner nur durch öffentlichkeitswirksame  
Aktionen dazu animieren, den energetischen Standard ihrer Gebäude zu überprüfen und in Sanierung zu investieren.

 
n B Was die Kommunalpolitik beachten sollte
Energiestandards vorgeben und die Umsetzung honorieren

Umsetzungsschritte

»» 	Beschließen Sie verbindliche Energiestandards für Kaufverträge   

Das Kommunalparlament kann beschließen, dass in allen zukünftigen Kaufverträgen zum Erwerb kommunalen Baulandes 	
zwischen der Kommune und Privatpersonen einer der auf Seite 6 genannten Energiestandards verbindlich festgeschrieben 
wird. Der Energiestandard EnEV -30 % in der jeweils gültigen Fassung kann darüber hinaus auch auf Nichtwohngebäude 
und juristische Personen ausgeweitet werden, um den Passus entsprechend auf Gewerbegebiete ausweiten zu können. 
Im Sinne des Klimaschutzes entscheidet sich das Kommunalparlament für eine grundlegende Festsetzung von Energie-	
standards in privatrechtlichen Kaufverträgen zur Veräußerung kommunalen Baulandes.

Tipp: In der Vertragsausgestaltung kann eine Spezifizierung des Standards unter Berücksichtigung der Vorgaben 	
der gültigen Energieeinsparverordnung (EnEV) (z. B. zum Transmissionswärmeverlust von Bauteilen) notwendig 	
sein. Dies gilt es zu berücksichtigen und sich entsprechend beraten zu lassen. 

	

Start
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Wertvolle Informationen zum Thema „Klimaschutz in der Bauleitplanung“ finden Kommunalpolitiker im Online-
Handbuch Kommunaler Klimaschutz der Energieagentur NRW. 

Weitere praxisnahe Informationen zum Klimaschutz in der kommunalen Planung wurden beispielsweise durch den 
BUND-Landesverband Baden-Württemberg veröffentlicht.

Tipp: Beziehen Sie Handlungsträger (Bauwirtschaft, Handwerker, Architekten) frühzeitig in die Überlegungen 	
der Kommune ein, um dortige Widerstände zu berücksichtigen und auszuräumen.

»» Legen Sie Fördermöglichkeiten fest
 			   Je nach kommunaler Finanzsituation entscheidet das Kommunalparlament über die Möglichkeiten der finanziellen  

		  Förderung von Bauherren, die in Kaufverträgen fixierte Energiestandards einhalten. Die Einhaltung der Standards sollte 	
		  zwingend durch ein unabhängiges Ingenieurbüro überprüft werden. 

			   Mögliche Förderinstrumente finden sich unten. Im Zuge dieser Diskussion kann das Kommunalparlament auch darüber 	
		  entscheiden, dass die Beratung von Hausbesitzern vor Ort durch eine regionale Energieagentur oder eine Einrichtung  
		  der Verbraucherzentralen finanziell unterstützt oder zumindest Räume für die Beratungstätigkeit zur Verfügung gestellt 	
		  werden. Bei finanzieller Unterstützung kann die Vor-Ort-Beratung häufiger erfolgen.

			   Tipp: Erlöse aus der EEG-Vergütung für eigene kommunale Anlagen zur Energieerzeugung aus erneuerbaren  
		  Energien oder Einsparungen durch Eigenstromverbrauch können zweckgebunden für diese Förderung eingesetzt 	
		  werden. Vergleichen Sie hierzu auch Handlungsfeld 1 Energieeinsparung, kommunales Energiemanagement und 	
		  Handlungsfeld 8 Finanzierungsinstrumente.

n C Was die Kommunalverwaltung beachten sollte

Energiestandards vorgeben und die Umsetzung honorieren

			   Umsetzungsschritte

»» 	Gestalten Sie privatrechtliche Kaufverträge im Sinne des Klimaschutzes

Wenn die Kommune die Möglichkeit hat, kommunales Bauland an bauwillige Privatpersonen zu veräußern, kommt 
folgende Vorgehensweise außerhalb von Festsetzungen im Rahmen der Bauleitplanung in Betracht: In privatrechtlichen 
Kaufverträgen bzw. städtebaulichen Verträgen nach § 11 BauGB können energetische Standards für den Neubau oder die 
Wärmegewinnung aus erneuerbaren Energien festgeschrieben werden, welche durch die Bauherren einzuhalten sind. 

	

Detailinformation	 	

Um den Klimaschutz voranzubringen, sollten möglichst die Einhaltung eines der vier folgenden Energiestandards für neu zu  
errichtende Wohngebäude vertraglich fixiert werden:

»» 	Jeweils gültige Energieeinsparverordnung (EnEV) -30 %,

»» 	KfW-Effizienzstandard 55EnEV mit einem Jahresprimärenergiebedarf Qp in kWh/m2, der maximal 55 % der zulässigen 	
Werte der gültigen EnEV entspricht (Referenzgebäudeverfahren),

»» 	KfW-Effizienzstandard 40EnEV mit einem Jahresprimärenergiebedarf Qp in kWh/m2, der maximal 	40 % der zulässigen 
Werte der gültigen EnEV entspricht,

»» 	Passivhaustandard mit einem Jahresheizwärmebedarf von höchstens 15 kWh/m2 (Jahresprimärenergiebedarf Qp darf 	
nicht mehr als 40 kWh/m2 Gebäudenutzfläche betragen). 

Anmerkung: Die Effizienzstandards, die sich an den Vorgaben der EnEV orientieren, beziehen sich auf die am 1. Mai 2014 in Kraft getretene, novellierte 
Fassung der EnEV. Die EU-Richtlinie zur Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (Directive on Energy Performance of Buildings – EPBD) von 2010 schreibt 
vor, dass alle neuen Gebäude in der EU ab 2021 nahezu auf dem Niveau von Null-Energie-Häusern (nearly zero-energy-buildings) gebaut werden müs-
sen. Neubauten der öffentlichen Hand müssen diese Anforderung bereits ab 2019 erfüllen.

Start

Start

http://www.energieagentur.nrw.de/handbuch-klimaschutz/klimaschutz-und-bauleitplanung-24704.asp
http://www.energieagentur.nrw.de/handbuch-klimaschutz/klimaschutz-und-bauleitplanung-24704.asp
http://www.bund-bawue.de/nc/presse/aktuelle-pressemitteilungen/detail/artikel/klimaschutz-in-der-kommunalen-planung-bund-und-idur-geben-leitfaden-fuer-gemeinden-heraus/
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Bei der Frage, welche Vorgaben Kommunen machen können, um den Bau gut gedämmter Gebäude mit einer effizienten 	
Haustechnik sicher zu stellen, gilt es die im Rahmen der gültigen EnEV angewandten Rechenregelwerke zu berücksich-	
tigen. Diese lassen es zu, dass Gebäude aufgrund der eingesetzten Heiztechnik einen geringen Primärenergiekennwert 	
aufweisen, ohne über einen sinnvollen Wärmeschutz der Gebäudehülle zu verfügen.

Der Endenergiekennwert (z. B. Jahresheizwärmebedarf in kWh/m2 zuzüglich des Warmwasserbedarfs und der Anlagen
verluste) ist in einem solchen Fall oft höher, als es die heutigen technischen Möglichkeiten der Gebäudedämmung 		
ermöglichen würden.

Der Dämmstandard neu zu errichtender Gebäude sollte jedoch keinesfalls vernachlässigt werden und kann vertraglich 	
abgesichert werden, indem weiterreichendere Vorgaben zum zulässigen Wärmedurchgang durch die wärmeübertragenden 	
Hüllflächen als in der EnEV bzw. zum U-Wert von Außenbauteilen der Gebäude gemacht werden.

»» Schaffen Sie Anreize für die Einhaltung von Standards 

	 Die Einhaltung vorgegebener Standards wird den Bauherren seitens der Kommune durch spezifische Vergünstigungen 	
	 „schmackhaft“ gemacht. Möglichkeiten hierzu sind:

»» 	Die Vergabe eines zinslosen Kredites an die Bauherren, die die Vorgaben des Kaufvertrages erfüllen. Die Kredite 	
gehen dabei über eine vierstellige Summe nicht hinaus. Voraussetzung hierfür ist die Prüfung des tatsächlich 
erreichten Standards durch ein unabhängiges Ingenieurbüro. 
Beziehen Sie regionale Geldinstitute mit ein, die Sonderkredite bei der Einhaltung vorgegebener Energie- 
standards gewähren.

»» Einen Preisnachlass auf den Kaufpreis des Baugrundstückes bei Nachweis der Einhaltung des vorgegebenen 	
	Baustandards bzw. Erfüllung der Vorgaben zur Wärmegewinnung gewähren. Auch hier bietet sich das Monitoring 
durch ein unabhängiges Ingenieurbüro an, um die Erfüllung vorgegebener Standards zu prüfen.

»» 	Eine kostenlose, umfassende Energieberatung durch ein Ingenieurbüro bei Unterschrift unter den Kaufvertrag 	
	anbieten.

	 Bei Kommunen, die sich beispielsweise im Haushaltssicherungskonzept befinden, wird es schwierig sein, insbesondere 	
	 diese finanziellen Anreize für private Bauherren als Käufer kommunalen Baulandes umzusetzen. Ihnen bleibt jedoch 	
	 trotzdem die Möglichkeit, die im ersten Schritt skizzierte Ausgestaltung von Kaufverträgen wahrzunehmen.

	 Beispiele: Die Gemeinde Wettenberg und die Stadt Baunatal – beide im Bundesland Hessen – liefern  
	 Beispiele für die Einbeziehung von Klimaschutzgesichtspunkten in die Bauleitplanung.

 

Bürgerinnen und Bürger die Dringlichkeit von Gebäudesanierungen veranschaulichen 
und Beratung ermöglichen

	 Umsetzungsschritte

»» 	Dokumentieren Sie Schwachstellen an Gebäuden 

	 Mit einer jährlichen Thermografieaktion, die von lokalen Stadtwerken, dem kommunalen Energiemanager oder einem  
	 beauftragten Ingenieurbüro durchgeführt wird, können sich private Hausbesitzer mittels einer Wärmebildkamera den 	
	 energetischen Zustandes ihres Hauses dokumentieren und in einem Bericht festhalten lassen. Schwachstellen werden 	
	 eindeutig identifiziert. Für diese Schwachstellen können die Hausbesitzer sich dann gezielt Sanierungsangebote  
	 einholen. Auch die Schwachstellen kommunaler Gebäude können dokumentiert werden, d. h. auch die Kommune selbst 	
	 unterzieht sich den Tests und sorgt für Transparenz.

	 Beispiele: Die nordrheinwestfälischen Kommunen Saerbeck (vgl. die Publikation zu den Wettbewerbsergebnissen  
	 des Wettbewerbs „Klimaschutzkommune 2009“ der Deutschen Umwelthilfe, S. 32) und Hilchenbach führen diese  
	 Thermografieaktionen beispielsweise seit mehrehren Jahren erfolgreich durch.

http://www.coaching-kommunaler-klimaschutz.de/fileadmin/inhalte/Dokumente/StarterSet/Wettenberg_Foerderprogramm.pdf
http://www.coaching-kommunaler-klimaschutz.de/fileadmin/inhalte/Dokumente/StarterSet/Staedtebaulicher_Vertrag.pdf
http://www.coaching-kommunaler-klimaschutz.de/fileadmin/inhalte/Dokumente/StarterSet/DUH_Doku_Klimaschutzkommune2009.pdf
http://www.hilchenbach.de/standard/page.sys/607.htm
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»» Bieten Sie Sanierungsberatung an

Beispielsweise in Zusammenarbeit mit Einrichtungen der Landesverbraucherzentralen können die Kommunen Angebote 	
einer regelmäßigen Energieberatung vor Ort schaffen. Dies gilt auch und gerade für kleinere Kommunen unter 10.000  
Einwohnern bzw. Kommunen im ländlichen Raum. Die Kommunen stellen Verwaltungsgebäude zur Verfügung, in denen 	
Beratungen zur energetischen Gebäudesanierung in regelmäßigen Abständen (zumindest einmal vierteljährlich) stattfin-	
den können.

Im Zuge der Beratung können die Hausbesitzer über Förderprogramme der Länder und des Bundes zur energetischen 	
Gebäudesanierung informiert werden. 

Detailinformation	 	

»» Kommunen, die Stadt- bzw. Gemeindequartiere umfassend energetisch modernisieren und dabei sowohl Aspekte 
der Energieversorgung und der Gebäudedämmung wie auch des Denkmalschutzes und die Belange der Bewohner 
berücksichtigen, können hierfür städtebauliche Förderung in Anspruch nehmen. Hierfür eignet sich sich u. a. das 
Programm der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW): Energetische Stadtsanierung. Zuschuss bzw. Programmnummer 
432 ermöglicht Kommunen die Erstellung sogenannter integrierter Quartierskonzepte. Auf deren Grundlage können 
ganze Stadt- bzw. Ortsteile, nicht nur Einzelgebäude saniert werden. 

»» Mit dem von der KfW angebotenen Investitionskredit für Kommunen (IKK) mit der Nummer 201 werden Investitio-
nen in die Verbesserung der Energieeffizienz der Versorgungssysteme in Stadt- bzw. Gemeindequartieren gefördert. 
Beispielsweise können Wärmenetze, hocheffiziente wärmegeführte KWK-Anlagen, Anlagen zur Nutzung industrieller 
Abwärme, aber auch Wärmespeicher in kommunaler Hand neu errichtet oder erweitert werden. 

»» Das KfW-Förderprodukt IKK 218 – „Energetische Stadtsanierung – Energieeffizient Sanieren“ ermöglicht Kommunen 
selbst eine zinsvergünstigte, langfristige Finanzierung von Maßnahmen zur Minderung der Treibhausgasemissionen 
in kommunalen Liegenschaften, die vor 1995 errichtet wurden.

(Stand Februar 2015)

n Entscheidungshilfe
Die folgenden Fragen sollen Ihnen dabei helfen, einzuschätzen, ob es sich für Ihre Kommune lohnt, vorrangig Aktivitäten  
im Handlungsfeld Förderung einer klimaschonenden Siedlungsentwicklung zu planen und zu starten. Sollten Sie sechs der  
zehn Anhaltspunkte ankreuzen können, empfehlen wir Ihnen mit Hilfe des (Durch)StarterPaketes in diesem Handlungsfeld  
des kommunalen Klimaschutzes aktiv zu werden.

Politische und finanzielle Rahmenbedingungen

		  Seitens der Kommunalpolitik und der Verwaltungsspitze besteht die Zielsetzung bzw. ein konkreter Beschluss, Klimaschutz-	
	 gesichtspunkte in der Bauleitplanung stärker zu berücksichtigen.

 		  Seitens der Kommunalpolitik und der Verwaltungsspitze gibt es Überlegungen, energetische Standards für Neubaugebiete 	
	 festzulegen und Sanierungsgebiete in Kooperation mit den Hausbesitzern und Bewohnern energetisch aufzuwerten.

		  In Ihrer Kommune stehen verbindliche Bauleitplanverfahren für neue Planungsgebiete an oder die energetische Aufwertung 	
	 von Sanierungsgebieten wird im Kommunalparlament und in der Verwaltung diskutiert.

		  Die Kreisverwaltung steht Klimaschutzgesichtspunkten in der Bauleitplanung grundsätzlich offen gegenüber, wenn der Kreis 	
	 als übergeordnete Verwaltungsbehörde Träger von Planungsverfahren ist, die die Kommune betreffen, bzw. er diese Aufgabe 	
	 im Auftrag der Kommune übernommen hat.

 		  Es gibt Anfragen von Seiten interessierter Bauherren, inwiefern energieeffizientes Bauen von der Kommune unterstützt wird.

 		  Ihre Kommune befindet sich nicht in einem Haushaltssicherungskonzept, so dass die Auflegung von Förderinstrumenten für 	
	 energieeffizientes Bauen einfacher möglich ist.
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Einstiegshilfe in den kommunalen Klimaschutz

n Glossar
Endenergie

Der Endenergiebedarf bzw. –verbrauch ist der messbare Energieverbrauch der Endkonsumenten in Form von z. B. Öl, Gas, Biomasse 
wie Pellets, Wärme oder Strom. Hier befinden wir uns am Ende der Energiekette.

Bei der Umwandlung der Primärenergie in Endenergie entstehen Verluste, z. B. bei der Gewinnung von Kohle für die Stromprodukti-
on und im weiteren Prozess durch Verluste im Übertragungsnetz. 

Der Primärenergiebedarf bzw. –verbrauch von Gebäuden liegt damit folglich immer über dem Endenergiebedarf bzw. –verbrauch von 
Gebäuden. Beispielsweise werden bestimmte Energieträger und Heiztechniken mit definierten Primärenergiefaktoren versehen, um 
den Primärenergiebedarf eines Gebäudes unter Berücksichtigung der Dämmung der Gebäudehülle zu berechnen.

Primärenergie

Primärenergie ist der Energiegehalt von Energieträgern, die noch nicht umgewandelt wurden. Hier befinden wir uns auf der ersten 
Stufe der Energiekette.

Zu den Energieträgern gehören die fossilen Brennstoffe wie Kohle, Erdöl oder Erdgas, Uran genauso wie Windenergie, Solarener-
gie, Wasserkraft, Geothermie und Biomasse. Der Primärenergieverbrauch bezieht sich auf den Verbrauch an Primärenergie in einer 
räumlich und zeitlich begrenzten Einheit. Gebräuchliche Einheiten zur Darstellung des Primärenergieverbrauchs sind Joule (J), 
Wattstunden (Wh) oder Steinkohleeinheiten (SKE) bzw. deren Vielfache.

Städtebaulicher Vertrag

Städtebauliche Verträge nach § 11 BauGB stellen eine Sonderform der öffentlich-rechtlichen Verträge dar. Sie ergänzen somit das  
Instrumentarium des Städtebaurechts. Sie dienen der Erfüllung städtebaulicher Aufgaben und unterscheiden sich damit von einem 
privatrechtlichen Grundstückskaufvertrag, bei dem die Kommune als Verkäufer eines Grundstücks auftritt.  

Städtebauliche Verträge lassen sich in Maßnahmen-, Zielbindungs- und Folgekostenverträge einteilen. Sie müssen dem Angemes-
senheitsgebot (Verhältnismäßigkeitsprinzip) entsprechen, dürfen dem Koppelungsverbot nicht widersprechen und bedürfen der 
Schriftform.

Thermografie

Thermografie ist die optische Darstellung der Wärmeverteilung auf Oberflächen. Dabei macht sich die Thermografie die Tatsache 
zunutze, dass alle Gegenstände in Umgebungen mit Temperaturen über dem absoluten Nullpunkt (-270 °C) Strahlen in Form elek-
tromagnetischer Wellen aussenden (Wärmestrahlen). Diese werden durch die vom Körper produzierte Eigenwärme und durch von 
anderen Körpern reflektierende Wärmemengen verursacht. Diese Strahlen werden mit Hilfe einer Wärmebildkamera erfasst und auf 
einem Monitor als sichtbares Bild, dem Thermogramm, dargestellt.

 
Organisatorische Rahmenbedingungen

		  Es gibt eine regionale bzw. Kreisenergieagentur oder lokal ansässige Ingenieurbüros, die Energieberatung anbieten und eine 	
	 Qualitätssicherung der Beratung garantieren können.

 		  Es gibt eine regionale bzw. Kreisenergieagentur oder lokale Ingenieurbüros, die die Qualitätssicherung und Prüfung des  
	 Förderanspruchs bei der Einführung von Förderinstrumenten übernehmen können.

 		  Es gibt eine regionale bzw. Kreisenergieagentur oder lokale Ingenieurbüros, die thermografische Aufnahmen und  
	 entsprechende Berichte anbieten können.

		  Es gibt Räume in kommunalen Gebäuden, die einfach für regelmäßige Energieberatungen zur Verfügung gestellt werden  
	 können.
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